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Vorwort

Opfer von Gewalt - seien es Frauen, Méan-
ner oder Kinder - brauchen Schutz. Wer zu
Hause geschlagen und gedemiitigt wird,
braucht besonderen Schutz.

Den erforderlichen Schutz zu gewéhrleis-
ten, ist Aufgabe der Politik. Die Bundesre-
gierung nimmt diese Aufgabe ernst. Mit
dem Gewaltschutzgesetz wurden zentrale
rechtliche Vorschriften zur Bekdmpfung
von Gewalt im Allgemeinen und hduslicher
Gewalt im Besonderen geschaffen. Insbe-
sondere der Grundsatz , Wer schlégt, muss
gehen -das Opfer bleibt in der Wohnung*
istumfassend in unserem Recht verankert.
Den Opfern wird nicht ldnger zugemutet,
selbst fur ihren Schutz sorgen und dabei
auch den Verlust der vertrauten Wohnung

und Umgebung in Kauf nehmen zu ms-
sen. Zusammen mit dem Strafrecht macht das Opferschutzrecht den
Tatern deutlich: Gewalt wird vom Staat nicht toleriert, auch dann
nicht, wenn sie sich in den eigenen vier Wanden vollzieht.

Das Gewaltschutzgesetz zeigt Wirkung in der Praxis und st68t auf
Akzeptanz in der Bevolkerung. Das ist erfreulich — aber kein Grund,
sich zuriickzulehnen. Gesetzgebung kann viel bewirken, aber sie
kann es nicht allein - Gesetze miissen mit Leben gefiillt werden.
Dies geschieht durch unterstiitzende polizeiliche MaBnahmen bei
héauslicher Gewalt, durch Schulungen und Fortbildungen fiir alle,
die das Gesetz kennen und anwenden missen. Es geschieht auch
durch Kooperationen zwischen Polizei, Justiz, Jugenddmtern,
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Frauenhdusern und Beratungsstellen, durch die Bereitstellung einer
ausreichenden Zahl von Frauenhausplédtzen und anderen geeig-
neten Unterbringungsmaoglichkeiten, durch Beratungsangebote
fir Betroffene und vieles mehr. Die Bundesregierung setzt bei der
Bekdmpfung von Gewalt auf eine umfassende Herangehensweise.

Dieser Ansatz hat sich bewahrt, und diesen Weg wollen wir wei-
tergehen. Denn nur durch gemeinsame Anstrengungen kénnen
die Opfer von Gewalt wirksam geschiitzt und weitere Gewalttaten
verhindert werden.

1
fove e (e

Dr. Kristina Schroder Sabine Leutheusser-Schnarrenberger
Bundesministerin fiir Familie, Bundesministerin der Justiz
Senioren, Frauen und Jugend
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Hausliche Gewalt: ein gesellschaftliches Problem

Korperliche und seelische Gewalt findet iberwiegend im engen
sozialen Nahraum, also ,,zu Hause®, statt und gehort fiir viele Opfer
leider zum Alltag. Sie wird dabei tiberwiegend gegen Frauen durch
den Partner oder ehemaligen Partner ausgeiibt. Rund 25 Prozent
der Frauen im Alter von 16 bis 85 Jahren haben Gewalt in der Bezie-
hung erlebt. Differenziert nach der Schwere der Gewalt haben
zwei Drittel der von héuslicher Gewalt betroffenen Frauen schwere
bis sehr schwere koérperliche und/oder sexuelle Gewalt erlitten;

ein Drittel leichte bis méBig schwere korperliche Gewalt. Dies ist
das Ergebnis der im Auftrag des Bundesministeriums fiir Familie,
Senioren, Frauen und Jugend durchgefiihrten und in 2004 verof-
fentlichten reprdsentativen Studie , Lebenssituation, Sicherheit und
Gesundheitvon Frauen in Deutschland®. Danach kommt Gewalt

in allen gesellschaftlichen Schichten und unterschiedlichen ethni-
schen Zugehorigkeiten vor. Ein besonders hohes Risiko besteht fiir
Frauen in Trennungsphasen.

Daher gilt es, den Schutz der Betroffenen - zumeist Frauen und Kin-
der —durch ein breit gefdchertes Unterstiitzungssystem zu gewdahr-
leisten. Lange wurde diese Form der Gewalt von unserer Gesellschaft
nicht ernst genommen und tabuisiert. Auch heute noch wird Part-
nergewalt gerne verharmlost und schnell entschuldigt. Kein Wun-
der, dass die Opfer aus Scham oder Angst vor dem Téter schweigen
und kein Vertrauen zu den staatlichen Institutionen haben, die sie
eigentlich schiitzen sollen. Ihre Leidensgeschichte erstreckt sich
daher nicht selten tiber Jahre. Allein, ohne sachkundige Beratung
und gesellschaftliche Unterstiitzung, kénnen sie sich oft lange nicht
aus einer Gewaltbeziehung losen. Frauenberatungsstellen und Frau-
enhduser sind daher zu unentbehrlichen Unterstiitzungseinrichtun-
gen geworden. Derzeit gibt es in Deutschland rund 400 Frauenhgu-
ser, Frauenschutzwohnungen und zahlreiche Beratungsstellen.
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Leidtragende von Partnergewalt sind immer auch die imm Haushalt
lebenden Kinder, selbst wenn sich die Verletzungshandlungen
nicht unmittelbar gegen sie richten. Gewalt zwischen den Eltern
mitzuerleben, bleibt nicht ohne Folgen fiir ihre Entwicklung. So hat
die Reprdsentativstudie zu Gewalt gegen Frauen in Deutschland
ergeben, dass Frauen, die in ihrer Kindheit und Jugend korperliche
Auseinandersetzungen zwischen den Eltern miterlebt und beob-
achtet haben, spater mehr als doppelt so hédufig selbst Gewalt durch
den (Ex-)Partner erlitten wie nicht betroffene Frauen. Diejenigen,
die in Kindheit und Jugend selbst Opfer von direkter Gewalt durch
Erziehungspersonen wurden, waren im Erwachsenenalter sogar
dreimal so hdufig wie andere Frauen von Gewalt durch den Partner
betroffen. Diese Erkenntnisse miissen im Bereich des Kinder- und
Jugendschutzes berticksichtigt werden.

Es gibt keine einzelne Ursache fur hiusliche Gewalt, sondern es
kommen individuell-personliche und soziale Bedingungen zusam-
men. Bei Partnergewalt spielt das ungleiche Geschlechterverhaéltnis
in unserer Gesellschaft mit seinen Rollenklischees eine besondere
Rolle.

Welchen Rechtsschutz haben Opfer von
héuslicher Gewalt?

Wer zu Hause geschlagen wird, braucht Hilfe. Das kdnnen zunéchst
einmal Gesprache Uber die verschiedenen Schutzmaoglichkeiten
sein, wie sie besondere Hilfseinrichtungen, z. B. Beratungsstellen
oder Frauenhduser, anbieten. In akuten Gefahrensituationen bietet
die Polizei Hilfe. Sie ist verpflichtet, auf einen Notruf hin sofort zu
kommen. Sie wird diesen Einsatz dokumentieren und diese Auf-
zeichnungen auf Anfrage den Gerichten (Strafgerichte und Zivil-
gerichte) ibermitteln. Niemand braucht sich zu scheuen, die Polizei
auch bei gewalttédtigen Konflikten innerhalb der Familie zu benach-
richtigen.
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Wenn eine strafbare Handlung, wie z. B. eine Kérperverletzung,
Notigung, Vergewaltigung oder Freiheitsentziehung, vorliegt,
muss die Polizei eine Anzeige aufnehmen. Wird sie an den Tatort
gerufen, wird sie die Anzeige dort aufnehmen und entsprechend
ermitteln. Die Betroffenen kénnen aber auch zur Polizeiwache
gehen und dort eine Anzeige aufgeben.

Im Rahmen des Strafverfahrens wird diese Anzeige an die Amts-
oder Staatsanwaltschaft weitergeleitet, die sodann iiber eine An-
klageerhebung entscheidet.

Die Polizei kann eine Person au8erdem aus einer Wohnung und
dem unmittelbar angrenzenden Bereich verweisen, wenn dies zum
Schutz anderer Bewohner/Bewohnerinnen dieser Wohnung erfor-
derlich ist. Sie hat dabei den rdumlichen Schutzbereich festzulegen
und dem Téter/der Taterin mitzuteilen, wo er/sie sich nicht mehr
aufhalten darf. In den meisten Bundesldndern kann die Polizei den
Téter/die Tédterin auch voriibergehend in Gewahrsam nehmen, um
die Wohnungsverweisung durchzusetzen.

Hélt die Polizei eine Wohnungsverweisung fiir erforderlich, wird sie
dem Téter/der Taterin in den meisten Fillen die Schliissel zur Woh-
nung abnehmen und das Packen der benétigten Gegenstande des
personlichen Bedarfs abwarten. Wenn die Person nicht freiwillig
geht, kann die Polizei sie mit Gewalt entfernen.

Einige Bundeslander haben die Polizei in ihren Polizeigesetzen
ausdriicklich ermaéchtigt, solche ,,Wohnungsverweisungen® auch
fiir mehrere Tage vorzunehmen, damit die Opfer in dieser Zeit
Beratung in Anspruch nehmen und gegebenenfalls zivilrechtliche
Schritte einleiten und gerichtliche Schutzanordnungen erlangen
konnen. Die Schutzanordnungen miussen unverziiglich beim Fami-
liengericht beantragt werden, damit keine Schutzliicke entsteht,
weil die polizeiliche Verweisung nur fiir einige Tage gilt. Vereinzelt
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sehen die Landes-Polizeigesetze vor, dass der Tater/die Taterin eine
Anschrift oder eine zustellungsbevollméchtigte Person benennen
muss, damit die Schutzanordnung rechtswirksam zugestellt wer-
den kann.

Wer Opfer von Gewalt geworden ist, kann neben oder statt eines
Strafverfahrens zivilrechtliche Schutzméglichkeiten in Anspruch
nehmen und

I Schutzanordnungen,

I die Zuweisung der Wohnung,

I Schadensersatz und Schmerzensgeld,

I das alleinige Sorgerecht tiber die Kinder,

I die Aussetzung oder Beschrankung des Umgangsrechts

beantragen. Schutzanordnungen und die Zuweisung der Woh-
nung sind dabei als vorbeugender Schutz vor weiteren Gewalttaten
Gegenstand des Gewaltschutzgesetzes. Mit ihnen kann der Kontakt
des Taters/der Taterin zum Opfer unterbunden werden. Dies ist

oft eine unverzichtbare Mafnahme zur Beendigung einer akuten
Gefahrensituation. Die Opfer haben so Gelegenheit, in Ruhe fiir ihre
langfristige Sicherheit zu sorgen und Unterstiitzung zu suchen,
damit sie sich aus dem Gewaltkreislauf befreien konnen. Den
Tatern/Taterinnen wird zugleich - vielleicht zum ersten Mal - vom
Staat gezeigt, dass ihr Verhalten keineswegs rechtens ist und sie sich
aktivdarum bemiithen missen, ihre Konflikte anders als mit Gewalt
zu losen.
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Was regelt das Gewaltschutzgesetz?

Das Gesetz schiitzt die Opfer von hduslicher Gewalt vor allem durch
die Moglichkeit, die eigene Wohnung nutzen zu konnen, ohne sie
mit dem Tater/der Taterin teilen zu miissen. Entsprechende Ent-
scheidungen treffen die Familiengerichte auf Antrag der Opfer. Das
Gesetz kommt allen von hduslicher Gewalt betroffenen Menschen
zugute, unabhéingig davon, ob es sich um Gewalt in einer (auch
gleichgeschlechtlichen) Paarbeziehung oder um Gewalt gegen
andere Familienangehorige handelt.

Nur wenn Kinder von ihren Eltern misshandelt werden, gilt das
Gewaltschutzgesetz nicht. Hierfiir gelten die speziellen Vorschrif-
ten des Kindschafts- und Vormundschaftsrechts, die MaBnahmen
des Familiengerichts unter Einschaltung des Jugendamts vorsehen
(vgl.S.221.).

Unter Gewalt im Sinne des Gewaltschutzgesetzes fallen alle vor-
sdtzlichen und widerrechtlichen Verletzungen des Koérpers, der
Gesundheit oder der Freiheit einer anderen Person, gleichgtiltig, ob
die Taten im Rahmen einer hduslichen Gemeinschaft erfolgen oder
auBerhalb. Auch die psychische Gewalt ist durch das Gewaltschutz-
gesetz erfasst: ausdriicklich, wenn es um Drohungen und unzumut-
bare Belastigungen geht, mittelbar, wenn sie zu psychischen oder
korperlichen Gesundheitsschddigungen gefiihrt hat.
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Welches Gerichtist zustandig?

Zustdndig ist immer das Familiengericht, das eine besondere Abtei-
lung des Amtsgerichts ist.

Das Verfahren beginnt mit der Antragstellung der verletzten Per-
son. Sie kann den Antrag nach ihrer Wahl bei dem Gericht stellen,
in dessen Bezirk

I die Tat begangen wurde,

I sich die gemeinsame Wohnung der Verfahrensbeteiligten befin-
detoder

I der Antragsgegner seinen/die Antragsgegnerin ihren gewohnli-
chen Aufenthalt hat.

Das Verfahren unterliegt den Grundsétzen der freiwilligen Gerichts-
barkeit. Das bedeutet, dass das Gericht die zur Feststellung der
entscheidungserheblichen Tatsachen erforderlichen Ermittlungen
von Amts wegen durchfiihren muss. Zudem kann eine gerichtliche
Anordnung unabhéngig vom Antrag der konkreten Gefdhrdungs-
situation angepasst werden. Dies verleiht dem Gericht groBere
Gestaltungsmoglichkeiten, um auf Besonderheiten in sensiblen
Lebensbereichen eingehen zu kénnen.

Wohnungstiberlassung: der Tater/die Téterin geht,
die Opfer konnen bleiben

Kernstiick des Gewaltschutzgesetzes ist die Regelung zur Woh-
nungsiberlassung. Fiihren Tater/Taterin und Opfer einer Gewalttat
einen auf Dauer angelegten gemeinsamen Haushalt, so kann die
verletzte Person die Wohnung zumindest fiir eine gewisse Zeit
allein nutzen, auch wenn sie z. B. gar keinen Mietvertrag hat. Hat
der Téter/die Téaterin den Korper, die Gesundheit oder die Freiheit
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des Opfers verletzt, so besteht dieser Anspruch ohne weitere Vo-
raussetzungen. Hat der Téter/die Taterin lediglich mit einer solchen
Verletzung gedroht, muss allerdings dargelegt werden, dass die
Wohnungsiiberlassung erforderlich ist. Dadurch soll eine unbillige
Harte vermieden werden.

Die alleinige Wohnungsnutzung kann aber nur dann eine Dauer-
l6sung sein, wenn das Opfer allein an der Wohnung berechtigt ist -
etwa aufgrund von Alleineigentum oder aufgrund eines Mietver-
trages, in dem nur das Opfer als Mieter/Mieterin genannt ist. In den
Fallen, in denen beide gemeinsam an der Wohnung berechtigt

sind oder nur der Téter/die Téterin, kann die Wohnung nur fiir eine
bestimmte Frist zugewiesen werden. Ist zwar der Tater/die Taterin,
aber nicht das Opfer an der Wohnung (mit-)berechtigt, so betrédgt der
Zeitraum der Zuweisung hochstens sechs Monate. Gelingt es dem
Opfer wahrend dieser Zeit nicht, eine Ersatzwohnung zu finden, kann
das Gericht die Frist um hochstens sechs weitere Monate verlangern.

Wenn das Opfer an der Wohnung nicht oder nur zusammen mit
dem Téter/der Taterin berechtigt ist, muss es, sofern dies der Billig-
keit entspricht, fiir die Zeit der Nutzung eine Vergiitung zahlen; die
Vergiitung wird sich an der Miete fiir die Wohnung zu orientieren
haben, sie muss dieser aber nicht entsprechen. Der Téter/die Taterin
darf wahrend dieser Zeit nichts unternehmen, was die Nutzung der
Wohnung durch das Opfer beeintrachtigen kénnte.

Wéhrend dieser (befristeten) Nutzung durch das Opfer muss sich
der Téter/die Taterin um eine andere Unterkunft bemiithen. Hierbei
sind notfalls die Kommunen behilflich.

Voraussetzung fiir den Anspruch auf Wohnungsiiberlassung ist,
dass die verletzte Person sie innerhalb von drei Monaten nach der
Tat schriftlich vom Tater/von der Taterin verlangt. Diese Frist gibt
dem Opfer Zeit, sich dariiber klar zu werden, ob es zunédchst weiter
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in der Wohnung wohnen mochte. Auch eine Frau, die in ein Frauen-
haus gefliichtet ist, kann daher in die Wohnung zurtickkehren.

Sind Tater/Taterin und Opfer miteinander verheiratet, kann die
Uberlassung der Ehewohnung fiir die Zeit des Getrenntlebens bis
zur Scheidung nach § 1361b des Biirgerlichen Gesetzbuches erreicht
werden, wenn das Verbleiben des Taters/der Taterin in der gemein-
sam genutzten Wohnung eine ,,unbillige Harte“ bedeuten wiirde.
Ausdrucklich gesetzlich geregelt ist, dass bei Beeintrachtigung des
Kindeswohls eine solche unbillige Harte vorliegen kann. Bei hdusli-
cher Gewalt - dafiir reichen auch Drohungen mit Gewalthandlun-
gen aus - soll regelmaéBig die gesamte Wohnung zur Alleinnutzung
zugewiesen werden; eine Teilzuweisung, wie sie ansonsten bei

§ 1361b BGB als ,,mildere Losung*“ vorzugsweise angeordnet wird,
kommt bei Gewalt unter Ehegatten wegen der Gefdhrdung des
Gewaltopfers in der Regel nicht in Betracht.

Fur gleichgeschlechtliche Lebenspartner und Lebenspartnerinnen
gibt es eine § 1361b BGB entsprechende Regelung im Lebenspart-
nerschaftsgesetz.

Bei allen Wohnungszuweisungen sollte immer auch gepriift wer-
den, ob Schutzanordnungen wie Kontakt- oder Naherungsverbote
hinzukommen sollten, um das Opfer weiter abzusichern. Insbeson-
dere diirfte sich in vielen Féllen ein zusétzliches Betretungsverbot
empfehlen.

Schutzanordnungen
Das Gericht kann gegeniiber Tatern/Taterinnen (weitere) MaB-

nahmen zum Schutz des Opfers anordnen. Als SchutzmaBnahmen
kommen z.B. folgende Verbote in Betracht:



Seite 15 A Inhalt < zurick ~ — weiter -
Es wird dem Téater/der Taterin untersagt

I sich der Wohnung des Opfers bis auf einen vom Gericht festzuset-
zenden Umkreis zu ndhern,

I sich an Orten aufzuhalten, an denen sich das Opfer regelméBig
aufhdlt (dazu gehoren der Arbeitsplatz, der Kindergarten oder die
Schule der Kinder des Opfers, aber auch Freizeiteinrichtungen, die
das Opfer nutzt),

I Kontakt zur verletzten Person aufzunehmen (dies gilt fur alle
Arten des Kontakts, also auch mittels Telefon, Telefax, Brief oder
E-Mail),

I das Opfer zu treffen (sollte es dennoch dazu kommen, hat sich der
Tater oder die Taterin umgehend zu entfernen).

Dies ist keine abschlieBende Aufzdhlung, je nach Einzelfall kénnen
auch andere Schutzanordnungen beantragt und angeordnet wer-
den. Die Schutzanordnungen sollten so umfassend ausgestaltet
werden, dass sie den vielfdltigen Gefdhrdungs- und Bedrohungs-
situationen der jeweiligen Opfer Rechnung tragen. So sind ins-
besondere die verschiedenen Orte und Gelegenheiten, an denen
sich das Opfer auBerhalb der Wohnung aufhélt (z. B. Arbeitsplatz,
Kindergarten, Schule, Einkauf, Freizeit), bei den Kontakt- und Nahe-
rungsverboten einzubeziehen. Die MaBnahmen sind im Regelfall zu
befristen; die Frist kann aber auf Antrag verldngert werden.

Schutzanordnungen kommen nicht nur dann in Betracht, wenn es
schon zu Gewalt (Korper-, Gesundheits- oder Freiheitsverletzung)
gekommen ist, sie sind auch bei ernsthaften Drohungen mit sol-
chen Taten moglich. Im Ubrigen kann sich der Titer/die Titerin
nicht damit herausreden, er/sie habe die Tat oder Drohung unter
Alkoholeinfluss begangen. Auch in diesen Féllen ist er/sie fiir seine/
ihre Taten verantwortlich, und das Gericht wird Schutzanordnun-
gen gegen ihn/sie festsetzen.
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Schutzanordnungen konnen nicht nur im Kontext von hduslicher
Gewalt, sondern auch in den Féllen des Hausfriedensbruchs und
bestimmter unzumutbarer Belédstigungen in Form von wieder-
holten Nachstellungen (,,Stalking“) verhdngt werden. Unter ,,Stal-
king“ versteht man eine Vielzahl von Verhaltensweisen: z. B. die
wiederholte Uberwachung und Beobachtung einer Person, die
stdndige demonstrative Anwesenheit des Taters/der Taterin in der
Nahe des Opfers, die ,korperliche“ Verfolgung oder Anndherung,
Kontaktversuche sowie Telefonterror, stdndige Hinterlassung von
Mitteilungen Uber Telefax, Internet oder Mobiltelefone oder auch
die wiederholte Bestellung von Waren oder Dienstleistungen unter
dem Namen des Opfers.

Diese unbefugten Nachstellungen durch beharrliche unmittelbare
und mittelbare Annédherungsversuche an das Opfer sind seit 2007
nach § 238 des Strafgesetzbuches strafbar. Voraussetzung ist, dass
die Lebensgestaltung des Opfers durch die Tat schwerwiegend
beeintrachtigt wird.

Welche Beweismittel gibt es?

Da es sich um ein Verfahren der freiwilligen Gerichtsbarkeit han-
delt, kann das Gericht die entscheidungserheblichen Tatsachen

im sogenannten Freibeweis (z. B. durch Einholung telefonischer
Auskiinfte) ermitteln. Daneben stehen die férmlichen Beweismit-
tel nach der Zivilprozessordnung - also Zeugen und Zeuginnen,
Urkunden (z.B. drztliches Attest, Polizeibericht), Sachverstandigen-
gutachten, Augenschein und die Vernehmung der Beteiligten - zur
Verfliigung. Das Gericht entscheidet grundsatzlich nach pflichtge-
méBem Ermessen, ob es die Tatsachen im Freibeweis oder durch
formliche Beweisaufnahme feststellt.

Bei Taten im hduslichen Bereich gibt es oft keine weiteren Zeugin-
nen oder Zeugen. Bei Misshandlungen sind die Verletzungen auch
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nichtimmer sichtbar. Wird das Opfer bedroht, verfolgt oder belés-
tigt, ist dies ebenfalls hdufig nicht einfach zu beweisen. Das Gericht
kann sich oft nur aufgrund der Schilderungen der antragstellenden
Person ein Bild von der Situation machen. Es ist jedoch nicht ausge-
schlossen, dass das Gericht die glaubhafte und tiberzeugende Aus-
sage der verletzten Person zur priméren Entscheidungsgrundlage
macht, insbesondere wenn sie durch Indizien unterstiitzt wird.

Im Hauptsacheverfahren, das im Unterschied zum Verfahren der
einstweiligen Anordnung nicht nur vorldufigen Charakter hat (vgl.
unten), muss das Vorliegen von Gewalt oder sonstiger Ubergriffe zur
Uberzeugung des Gerichts feststehen. Verniinftige Zweifel miissen
ausgeschlossen sein.

Soweit die Schutzanordnung oder die Wohnungstiberlassung
davon abhéngt, dass weitere Gewalttaten zu befiirchten sind, hilft
eine Beweiserleichterung: ist es bereits einmal zu Gewalttaten
gekommen, so spricht eine tatséchliche Vermutung dafiir, dass
weitere Gewalttaten zu erwarten sind. Diese Vermutung muss
dann von dem Téter/der Taterin widerlegt werden. Daran sind hohe
Anforderungen gestellt: das bloBe Versprechen des Téters/der Tate-
rin, keine Gewalt mehr anzuwenden, reicht regelméfig nicht aus.

Eilschutzanordnungen

In Féllen h&uslicher Gewalt liegt meist eine fortdauernde Gefahr-
dung vor. Diese nimmt insbesondere dann stark zu, wenn sich das
Opfer von dem gewalttatigen Partner/der gewalttatigen Partne-

rin trennt oder trennen will. Dem erhéhten Schutzbediirfnis des
Opfers wird die Dauer eines gewohnlichen Gerichtsverfahrens nicht
gerecht. Daher kann das Opfer den Erlass einer Anordnung nach
dem Gewaltschutzgesetz auch im Wege der einstweiligen Anord-
nung beantragen, wenn ein dringendes Bediirfnis fiir ein sofortiges
Tatigwerden des Gerichts besteht. Dies ist regelméafBig dann der Fall,
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wenn eine Gewalttat begangen wurde oder aufgrund konkreter
Umstande mit der Begehung einer Gewalttat zu rechnen ist. Das
Gericht muss und kann dann maoglichst schnell eine Entscheidung
zur vorlaufigen Regelung der Sache treffen.

Das Verfahren der einstweiligen Anordnung ist ein selbstdndiges
Verfahren. Es ist nicht von der Einleitung eines Hauptsacheverfah-
rens abhdngig.

Im Vergleich zum Hauptverfahren bestehen einige Besonderheiten:

I Das Gerichtkann in dringenden Féllen davon absehen, den
Antragsgegner/die Antragsgegnerin anzuhoéren. Es sollten bei
einer Antragstellung mogliche Gefdhrdungen seitens des Taters|
der Taterin moglichst genau dargelegt werden, um das Gericht auf
die Eilbediirftigkeit und die Brisanz der Situation hinzuweisen.

I Eine einstweilige Anordnung ergeht, um drohende (weitere)
Gewalt zu verhindern oder wesentliche Nachteile fiir die antrag-
stellende Person abzuwenden. Im Hauptsacheverfahren muss
die antragstellende Person dies beweisen. Im Verfahren der
einstweiligen Anordnung muss sie dies nur glaubhaft machen.
Glaubhaftmachung bedeutet, dass das Gericht davon iberzeugt
werden muss, dass die Misshandlung, Bedrohung, Belédstigung
oder Verfolgung mit erheblicher Wahrscheinlichkeit stattgefun-
den hat. Fur die Annahme dieser Wahrscheinlichkeit gibt es keine
festgelegten MaBstdbe. Im Regelfall wird eine detaillierte, zusam-
menhdngende, mit moglichst genauen Orts- und Zeitangaben ver-
sehene Schilderung in Form einer eidesstattlichen Versicherung
genugen. Auch die Vorlage &rztlicher Atteste und von Polizeibe-
richten ist fiir die Glaubhaftmachung hilfreich.
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I Ist eine einstweilige Anordnung ohne miindliche Verhandlung
erlassen worden, kann der Antragsgegner/die Antragsgegnerin
beantragen, dass aufgrund miindlicher Verhandlung erneut ent-
schieden wird.

I Das Gericht hat das Hauptsacheverfahren einzuleiten, wenn ein
Beteiligter oder eine Beteiligte dies nach Erlass der einstweiligen
Anordnung beantragt.

I Gegen eine im Verfahren der einstweiligen Anordnung getroffene
Entscheidung gibt es nur dann ein Rechtsmittel, wenn das Gericht
des ersten Rechtszugs aufgrund miuindlicher Erérterung entschie-
den hat. Istdie Entscheidung ohne mundliche Erérterung ergan-
gen, muss das Gericht diese auf Antrag nachholen und erneut
entscheiden.

Wie wird die gerichtliche Entscheidung
durchgesetzt?

Wie (fast) jede Entscheidung eines Gerichts kénnen auch die Woh-
nungsiuberlassung und die Schutzanordnungen zwangsweise
durchgesetzt (d. h. vollstreckt) werden. Im Rahmen des Gewalt-
schutzgesetzes wurde das Vollstreckungsrecht so ausgestaltet, dass
die Opfer schnell und einfach zu ihrem Recht kommen, wobei ihre
besonderen Bediirfnisse berticksichtigt werden.

In dringenden Fallen kann die Vollstreckung einer Entscheidung
bereits vor ihrer Zustellung an den Antragsgegner/die Antragsgeg-
nerin fiir zuléssig erklart werden. In diesem Fall wird sie bereits mit
der Ubergabe an die Geschiftsstelle des Gerichts wirksam. Damit
wird die Situation der Bekanntgabe der gerichtlichen Entschei-
dung, die neue Gewalttatigkeiten gegen das Opfer auslésen kann,
vermieden.
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Zustédndig fiir die Vollstreckung der Schutzanordnungen ist die
Gerichtsvollzieherin/der Gerichtsvollzieher, die/der die Entschei-
dung mittels unmittelbaren Zwangs unter Hinzuziehung der Polizei
durchsetzen kann.

Die Verpflichtung zur Uberlassung der Wohnung kann nach den
Regeln der Rdumungsvollstreckung durchgesetzt werden. Auch
bei der RAumungsvollstreckung wird unmittelbarer Zwang ange-
wandt, um die Rdumung schnell zu erreichen.

Was passiert bei Versto3en gegen die gerichtlichen
Anordnungen?

Bei Zuwiderhandlungen gegen die gerichtlichen Anordnungen ist
die verletzte Person wie folgt geschiitzt:

Eine im Wege der einstweiligen Anordnung ausgesprochene Woh-
nungstiiberlassung kann wahrend ihrer Geltungsdauer mehrfach
vollzogen werden. Es ist also eine ,wiederholte“ Riumung moglich,
wenn der Téter/die Taterin in die Wohnung zuriickkehrt.

Beijeder Zuwiderhandlung gegen eine Schutzanordnung aus einer
gerichtlichen Entscheidung oder gegen einen vollstreckbaren Ver-
gleich kann das Opfer direkt die Gerichtsvollzieherin/den Gerichts-
vollzieher zuziehen, die/der die Schutzanordnung durchsetzt und
bei Widerstand hiergegen Gewalt anwenden und sich der Hilfe der
Polizei bedienen kann.

Daneben hat das Opfer die Moglichkeit, die Verhdngung von
Ordnungsgeld oder Ordnungshaft beim Familiengericht, das die
Schutzanordnung erlassen hat, zu beantragen.

VerstoBen Tater oder Taterinnen gegen die gerichtlichen Schutzan-
ordnungen, machen sie sich au8erdem strafbar; es droht Geldstrafe
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oder Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr. Wenn eine Verletzung einer
gerichtlichen Schutzanordnung droht oder bereits eingetreten ist,
kann die Polizei gerufen werden, denn diese muss zur Verhinde-
rung von Straftaten einschreiten. Ein Versto3 gegen eine in einem
Vergleich auferlegte Verpflichtung ist hingegen nicht strafbewehrt.
Deshalb soll das Gericht im Hinblick auf eine effektive Durchset-
zung der im Gewaltschutzgesetz vorgesehenen MaBBnahmen den
Abschluss einer Vereinbarung zwischen den Beteiligten auch nicht
fordern.

Muss eine Rechtsanwaéltin oder ein Rechtsanwalt
hinzugezogen werden?

Eine Vertretung durch eine Rechtsanwaéltin oder einen Rechtsan-
walt ist nicht gesetzlich vorgeschrieben. Die erforderlichen Antrage
koénnen vom Opfer schriftlich eingereicht oder zu Protokoll der
Geschéftsstelle des Gerichts gegeben werden. In schwierig gelager-
ten Féllen, in denen auch andere Rechtsfragen zu kldren sind, kann
es sich aber empfehlen, eine Rechtsanwéltin oder einen Rechts-
anwalt hinzuzuziehen. Bei nur geringem Einkommen kann Bera-
tungshilfe oder Verfahrenskostenhilfe beantragt werden.

Mitteilungspflichten des Gerichts

Das Gericht teilt Anordnungen nach dem Gewaltschutzgesetz sowie
deren Anderungen und Aufhebungen der zustindigen Polizeibe-
horde mit. Sind andere 6ffentliche Stellen, zum Beispiel Schulen,
Kindergéarten und Jugendhilfeeinrichtungen, von der Durchfiih-
rung der Anordnung betroffen, hat das Gericht auch ihnen die
Entscheidung mitzuteilen. Hierdurch wird vermieden, dass nach
Erlass einer Anordnung deren konsequente Umsetzung infolge von
Informationsdefiziten zwischen den Verfahrensbeteiligten, dem
Gericht und anderen 6ffentlichen Stellen unterbleibt.
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Was ist, wenn Kinder betroffen sind?

Von hduslicher Gewalt betroffen sind vielfach auch Kinder. Sie
werden selbst Opfer von Misshandlungen oder sie erleben Miss-
handlungen z. B. gegentiber der Mutter - beide Gewalterfahrungen
haben schddigende Folgen. Das Gewaltschutzgesetz gilt fiir sie
allerdings nicht, stattdessen greifen die Schutznormen des Kind-
schaftsrechts: eheliche oder nichteheliche Kinder kénnen durch
das zustandige Familiengericht von Amts wegen geschiitzt werden,
wenn ihr korperliches, geistiges oder seelisches Wohl oder ihr Ver-
mogen gefdhrdet ist und die Eltern zur Abwendung dieser Gefahr
nicht ausreichend bereit oder fahig sind (§ 1666 BGB).

In dringenden Féllen kénnen vorldufige Anordnungen getroffen wer-
den; bei groBer Gefahr konnen diese ohne vorherige Anhérung der
Beteiligten ergehen. Auch Personen, Gruppen und Mitarbeiter und
Mitarbeiterinnen von Einrichtungen, die von der Gefdhrdung von
Kindern durch hédusliche Gewalt wissen, konnen ein solches gerichtli-
ches Verfahren anregen ebenso wie das betroffene Kind selbst, gege-
benenfalls mit der Hilfe einer dritten Person. Kinder und Jugendliche
haben in Konflikt- und Notlagen einen Anspruch auf Beratung durch
die Jugendhilfe, ohne dass die Eltern davon Kenntnis erlangen.

Im gerichtlichen Verfahren hat das Familiengericht die zur Abwen-
dung der Kindeswohlgefdhrdung erforderlichen Ma8nahmen zu
treffen. Das Spektrum moglicher MaBnahmen reicht dabei von
Ermahnungen, Ge- und Verboten, etwa dem Erlass einer sog. ,,Go-
Order* oder eines Kontaktverbots, bis hin zur Entziehung des Auf-
enthaltsbestimmungsrechts oder der elterlichen Sorge insgesamt.

Auch die Wegweisung eines gewalttitigen Elternteils oder eines
Dritten, z. B. eines Partners der Mutter, aus der Wohnung ist mog-
lich, wenn der Gefahr nicht auf andere Weise begegnet werden
kann (§ 1666a Abs.1BGB).
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Im Zusammenhang mit dem Gewaltschutzgesetz ist geregelt,
dass das Gericht das zustdndige Jugendamt anhoren soll, wenn im
betroffenen Haushalt Kinder leben. Damit soll sichergestellt wer-
den, dass das Jugendamt gegebenenfalls im Interesse der Kinder
noch Einfluss auf die zu treffende Entscheidung nehmen kann.

Dariiber hinaus ist das Jugendamt von einer getroffenen Entschei-
dung in einem Verfahren tiber die Wohnungszuweisung zu infor-
mieren, wenn ein Kind in der Wohnung lebt. Auf diese Weise wird
das Jugendamt von einer Wohnungszuweisung in Kenntnis gesetzt
und kann dann den Beteiligten Beratung und Unterstiitzung, z.B.
bei der Ausiibung des Umgangsrechts, anbieten.

Was bedeuten Anordnungen nach dem
Gewaltschutzgesetz fiir das Sorge- und
Umgangsrecht?

Anordnungen nach dem Gewaltschutzgesetz werden nicht ohne
Einfluss auf Entscheidungen tiber das Sorge- und Umgangsrecht
sein. Der von Gewalt durch den Partner/die Partnerin betroffene
Elternteil sollte im Rahmen des Verfahrens nach dem Gewaltschutz-
gesetz auch priifen, ob er z. B. einen Antrag auf Ubertragung des
alleinigen Sorgerechts oder zumindest des Aufenthaltsbestim-
mungsrechts stellen will, wenn dadurch dem Kind weitere Gewalt-
erfahrungen erspart werden kénnen.

Sind MaBnahmen nach dem Gewaltschutzgesetz gegentiber einem
Elternteil ergangen, wird sich vielfach die Frage stellen, ob weiter-
hin Kontakte zwischen dem gewalttitigen Elternteil und dem Kind
stattfinden konnen.

Auch ein nicht sorgeberechtigter Elternteil hat grundsétzlich ein
Rechtauf Umgang mit dem Kind, unabhéngig davon, ob es ehelich
oder nichtehelich ist. Beim Umgangsrechtist jedoch stets das Kin-
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deswohl zu beachten. Zudem muss sichergestellt werden, dass es
bei der Ausiibung des Umgangs nicht zu weiteren Misshandlungen
und Verletzungen gegentiiber dem geféhrdeten Elternteil kommt.
Kommt eine einvernehmliche Losung zwischen den Elternteilen
nicht zustande, entscheidet das Familiengericht iber den Umfang
und die Austibung des Umgangsrechts. Es kann zum Beispiel das
Holen und Bringen des Kindes so regeln, dass sich Frau und Mann
nicht treffen und eine neue Adresse der Frau unbekannt bleibt.

Das Gericht kann das Umgangsrecht einschranken, zeitweilig aus-
setzen oder auf Dauer ausschlieen, soweit dies fir das Wohl des
Kindes erforderlich ist. So kann das Gericht etwa anordnen, dass der
Umgang nur in Anwesenheit eines ,,mitwirkungsbereiten® Drit-
ten stattfindet; dies kann etwa ein Trédger der Jugendhilfe oder ein
Verein sein, der dann jeweils bestimmt, welche Einzelperson diese
Aufgaben wahrnimmt. Diese Regelung wird als ,beschiitzter” oder
,betreuter Umgang“ bezeichnet. Das Familiengericht kann auf die-
sem Wege erreichen, dass Besuche der Kinder an einem neutralen
Ortim Beisein einer Fachperson stattfinden.

Was ist, wenn Ausldnder oder Ausldnderinnen
betroffen sind?

Ausldnderrecht:

Wenn eine ausldndische Ehefrau oder ein ausldndischer Ehemann
von Gewalt betroffen ist und sich trennen will, so kann dies Einfluss
auf ihr/sein Aufenthaltsrecht haben. Ausldndische Ehepartner, die
zum zusammenfiihrenden Ehepartner nachgezogen sind, erhal-
ten erst dann ein eigenstdndiges Aufenthaltsrecht in Deutschland,
wenn die eheliche Lebensgemeinschaft mindestens seit zwei Jahren
im Bundesgebiet bestanden hat (§ 31 Absatz1Satz1Nummer 1 Auf-
enthaltsgesetz). Soll eine Trennung vor diesem Zeitablauf erfolgen,
so kann trotzdem der weitere Aufenthaltin Deutschland ermoglicht
werden, wenn dies zur Vermeidung einer besonderen Hérte erfor-
derlichist (§ 31 Absatz 2 Aufenthaltsgesetz). Eine besondere Harte
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liegtu.a. dann vor, wenn der ausldndischen Ehefrau/dem auslandi-
schen Ehemann das weitere Festhalten an der ehelichen Lebensge-
meinschaft nicht zuzumuten ist, weil sie/er oder ihre/seine Kinder
Gewalt durch den Ehegatten erleiden. Eine Trennung vom gewalt-
tatigen Ehepartner verbunden mit Schutzanordnungen oder der
Wohnungszuweisung nach dem Gewaltschutzgesetz innerhalb der
ersten zwei Jahre in Deutschland kann daher nicht zu einem Verlust
des Aufenthaltsrechts fiilhren. Die Entscheidung des Familienge-
richts sollte auf jeden Fall der Ausldnderbehorde vorgelegt werden,
dasie eine wichtige Entscheidungsgrundlage fir die Annahme eines
Hartefalls nach § 31 Absatz 2 Aufenthaltsgesetz darstellt. Beachtet
werden muss allerdings eine Einschrankung: ein eigenstandiges
Aufenthaltsrecht des Opfers wird nur dann gewahrt, wenn fiir den
gewalttiatigen Ehepartner, von dem sich das Aufenthaltsrecht ablei-
tet, die Verldngerung der Aufenthaltserlaubnis nicht ausgeschlossen
war, d. h. dieser selbst die Perspektive einer Aufenthaltsverfestigung
hatte. Bei Ausschluss der Verldngerung der Aufenthaltserlaubnis
gemal § 8 Absatz 2 Aufenthaltsgesetz oder bei voriibergehendem
Aufenthaltszweck (Beispiel: auf vier Jahre befristeter Arbeitsaufent-
halt als Spezialitdtenkoch) liegt diese Perspektive nicht vor. In diesen
Féllen wird - auch bei Vorliegen eines Hartefalls — der Aufenthalt des
Opfers nicht von der aufenthaltsrechtlichen Situation des Taters/der
Taterin als zusammenfiihrenden Ausldnder/zusammenfiihrender
Auslanderin gelost. Es kann bei Vorliegen der gesetzlichen Voraus-
setzungen jedoch ein Aufenthaltsrecht fiir das Opfer nach Kapitel 2
Abschnitt 5 (Aufenthalt aus humanitéren Griinden) des Aufenthalts-
gesetzes in Betracht kommen.

Zivilrecht:

Wenn auf das Rechtsverhaltnis zwischen Ehegatten das Zivilrecht
des Heimatlandes anzuwenden ist (so in vielen Fillen gemeinsamer
auslandischer Staatsangehorigkeit) und es dort keine Regelung
uber die Zuweisung der Ehewohnung zum Schutz eines misshan-
delten oder mit Gewalt bedrohten Ehegatten gibt, so war es in
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der Vergangenheit oft zweifelhaft, ob auf die Méglichkeiten des
deutschen Rechts zurtickgegriffen werden durfte. Nunmehr ist
eindeutig gesetzlich geregelt, dass fiir die Nutzungsbefugnis der in
Deutschland gelegenen Ehewohnung sowie damit zusammenhan-
gende Betretungs-, Annaherungs- und Kontaktverbote das deut-
sche Recht gilt (Art. 17a des Einfiihrungsgesetzes zum Biirgerlichen
Gesetzbuch - EGBGB).

Macht das Gewaltschutzgesetz Frauenhduser
tberfliissig?

Nein. Nicht in jedem Fall huslicher Gewalt ist es ratsam, dass das
Opfer in der Wohnung verbleibt. Sicherheitsgriinde kénnen dage-
gen sprechen, aber auch das subjektive Empfinden von Bedrohung
und Angst. Die Praxis hat gezeigt, dass es viele betroffene Frauen
gibt, fur die eine Wohnungsiiberlassung keine Alternative zur
Fluchtin ein Frauenhaus ist, wahrend es andererseits Frauen gibt,
fur die eine Wohnungsuberlassung eher infrage kommt als ein Auf-
enthalt im Frauenhaus. Beides sind gleichwertige Losungen, sich
beihduslicher Gewalt zu schiitzen. Dies ist auch bei der Gewdahrung
von Leistungen nach SGB I (Sozialgesetzbuch Zweites Buch -
Grundsicherung fiir Arbeitssuchende) und SGB XII (Sozialgesetz-
buch Zwdlftes Buch - Sozialhilfe) zu berticksichtigen.

Wer hilft Ihnen, wenn Sie Opfer hduslicher
Gewalt sind?

I Die Polizei tiber den Notruf 110

I Die Rechtsantragsstellen der Gerichte

I Die kommunale Frauen- oder Gleichstellungsbeauftragte, zu
erreichen tiber die jeweilige Stadtverwaltung/das Rathaus oder
die Landratsamter
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I Das ortliche Frauenhaus, im Telefonbuch oft unter dem Eintrag
,Frauen helfen Frauen® verzeichnet; zu erfragen auch tiber die
Frauenhauskoordinierungsstelle, Tel. 030 921220-83/-84;

Fax 030 26074130; www.frauenhauskoordinierung.de
(mit Suchfunktion nach Hilfsangeboten vor Ort)

I Der ortliche Frauennotruf und értliche Frauenberatungsstellen
(Telefonbuch) oder tiber den Bundesverband Frauenberatungsstel-
len und Frauennotrufe e. V. (bff); www.frauen-gegen-gewalt.de
(mit Suchfunktion nach Hilfsangeboten vor Ort)

I Interventionsstellen, die einige Bundesldnder fiir Beratungen bei
Gewaltschutz vorhalten (Telefonbuch)

I Mannerbiros und Méannerberatungsstellen (in vielen gré3eren
Stédten, Telefonbuch)

I Die AuBenstellen des ,WeiBen Rings*

(bundesweites Info-Telefon 0800 0800343 und 01803 343434;
www.weisser-ring.de)

I Weitere Opferhilfeeinrichtungen der Lander, die z. B. unter der
bundesweiten Dachorganisation ,Arbeitskreis der Opferhilfen®
(ado) oder in Landesstiftungen fiir den Opferschutz arbeiten
(Kontaktdaten tiber die Internetseite des Bundesministeriums der
Justiz, dort: Opferschutz)

I DasJugendamt im Falle von Gewalt gegen Minderjiahrige

I Das Kinder- und Jugendtelefon des Vereins ,Nummer gegen Kum-
mer e. V.“ fur Minderjahrige (montags bis samstags von 14 bis
20 Uhr unter der Nummer 0800 1110333 kostenlos);
www.kinderundjugendtelefon.de

I Hilfe und Beratung fiir Tater bei der Bundesarbeitsgemeinschaft
Taterarbeit Hausliche Gewalte.V;
www.taeterarbeit.com
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Gesetz zum zivilrechtlichen Schutz vor Gewalttaten
und Nachstellungen (Gewaltschutzgesetz - GewSchG)

(Artikel 1 des Gesetzes zur Ver-
besserung des zivilgerichtlichen
Schutzes bei Gewalttaten und
Nachstellungen sowie zur Erleich-
terung der Uberlassung der Ehe-
wohnung bei Trennung vom

11. Dezember 2001 (Bundesgesetz-
blatt Teil I, S. 3513))

Gerichtliche MaBnahmen zum
Schutz vor Gewalt und Nachstel-
lungen

(1) Hat eine Person vorsétzlich den
Korper, die Gesundheit oder die
Freiheit einer anderen Person wider-
rechtlich verletzt, hat das Gericht
auf Antrag der verletzten Person
die zur Abwendung weiterer Verlet-
zungen erforderlichen MaB3nahmen
zu treffen. Die Anordnungen sollen
befristet werden; die Frist kann ver-
langert werden. Das Gericht kann
insbesondere anordnen, dass der
Téter es unterlasst,
1. die Wohnung der verletzten Per-
son zu betreten,
2.sich in einem bestimmten
Umkreis der Wohnung der ver-
letzten Person aufzuhalten,
3.zu bestimmende andere Orte
aufzusuchen, an denen sich die
verletzte Person regelmaBig
aufhalt,

4.Verbindung zur verletzten Per-
son, auch unter Verwendung von
Fernkommunikationsmitteln,
aufzunehmen,

5.Zusammentreffen mit der verletz-
ten Person herbeizufiihren, soweit
dies nicht zur Wahrnehmung
berechtigter Interessen erforder-
lichist.

(2) Absatz 1gilt entsprechend, wenn
1. eine Person einer anderen mit
einer Verletzung des Lebens, des
Korpers, der Gesundheit oder der
Freiheit widerrechtlich gedroht
hatoder
2. eine Person widerrechtlich und
vorsétzlich in
a) die Wohnung einer anderen
Person oder deren befriedetes
Besitztum eindringt oder
b) eine andere Person dadurch
unzumutbar beldstigt, dass sie
ihr gegen den ausdriicklich
erklarten Willen wiederholt
nachstellt oder sie unter Ver-
wendung von Fernkommunika-
tionsmitteln verfolgt.
Im Falle des Satzes 1 Nr. 2 Buchstabe
b liegt eine unzumutbare Belésti-
gung nicht vor, wenn die Handlung
der Wahrnehmung berechtigter
Interessen dient.

(3)In den Féllen des Absatzes1Satz 1
oder des Absatzes 2 kann das Gericht
die MaBnahmen nach Absatz1auch
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dann anordnen, wenn eine Person
die Tat in einem die freie Willens-
bestimmung ausschlieBenden
Zustand krankhafter Storung der
Geistestétigkeit begangen hat, in
den sie sich durch geistige Getranke
oder dhnliche Mittel voriibergehend
versetzt hat.

Uberlassung einer gemeinsam
genutzten Wohnung

(1) Hat die verletzte Person zum Zeit-
punkt einer Tat nach § 1Abs.1Satz1,
auch in Verbindung mit Abs. 3,

mit dem Tater einen auf Dauer
angelegten gemeinsamen Haushalt
gefiihrt, so kann sie von diesem ver-
langen, ihr die gemeinsam genutzte
Wohnung zur alleinigen Benutzung
zu liberlassen.

(2) Die Dauer der Uberlassung der
Wohnung ist zu befristen, wenn der
verletzten Person mit dem Téter das
Eigentum, das Erbbaurecht oder der
NieBbrauch an dem Grundstiick, auf
dem sich die Wohnung befindet,
zusteht oder die verletzte Person mit
dem Tater die Wohnung gemietet
hat. Steht dem Téter allein oder
gemeinsam mit einem Dritten das
Eigentum, das Erbbaurecht oder

der Nie8brauch an dem Grundstiick
zu, auf dem sich die Wohnung
befindet, oder hat er die Wohnung
allein oder gemeinsam mit einem
Dritten gemietet, so hat das Gericht
die Wohnungstiberlassung an die
verletzte Person auf die Dauer von
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hochstens sechs Monaten zu befris-
ten. Konnte die verletzte Person
innerhalb der vom Gericht nach
Satz 2 bestimmten Frist anderen
angemessenen Wohnraum zu
zumutbaren Bedingungen nicht
beschaffen, so kann das Gericht die
Frist um hdchstens weitere sechs
Monate verlangern, es sei denn,
uberwiegende Belange des Taters
oder des Dritten stehen entgegen.
Die Sétze 1bis 3 gelten entsprechend
fir das Wohnungseigentum, das
Dauerwohnrecht und das dingliche
Wohnrecht.

(3) Der Anspruch nach Absatz1ist

ausgeschlossen,

1. wenn weitere Verletzungen nicht
zu besorgen sind, es sei denn, dass
der verletzten Person das weitere
Zusammenleben mit dem Tater
wegen der Schwere der Tat nicht
zuzumuten ist oder

2.wenn die verletzte Person nicht
innerhalb von drei Monaten
nach der Tat die Uberlassung der
Wohnung schriftlich vom Téter
verlangt oder

3. soweit der Uberlassung der Woh-
nung an die verletzte Person
besonders schwerwiegende Belan-
ge des Taters entgegenstehen.

(4) Ist der verletzten Person die
Wohnung zur Benutzung tiberlas-
sen worden, so hat der Tater alles

zu unterlassen, was geeignet ist, die
Austibung dieses Nutzungsrechts zu
erschweren oder zu vereiteln.
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(5) Der Téter kann von der verletz-
ten Person eine Vergiitung fir die
Nutzung verlangen, soweit dies der
Billigkeit entspricht.

(6) Hat die bedrohte Person zum
Zeitpunkt einer Drohung nach §1
Abs. 2 Satz1Nr.1, auch in Verbin-
dung mit Abs. 3, einen auf Dauer
angelegten gemeinsamen Haushalt
mit dem Tater geftihrt, kann sie

die Uberlassung der gemeinsam
genutzten Wohnung verlangen,
wenn dies erforderlich ist, um eine
unbillige Harte zu vermeiden. Eine
unbillige Harte kann auch dann
gegeben sein, wenn das Wohl von
im Haushalt lebenden Kindern

beeintrachtigt ist. Im Ubrigen gelten

die Absétze 2 bis 5 entsprechend.

Geltungsbereich, Konkurrenzen

(1) Steht die verletzte oder bedrohte
Person im Zeitpunkt einer Tat nach
§ 1Abs.10der Abs. 2 Satz1unter
elterlicher Sorge, Vormundschaft
oder unter Pflegschaft, so treten

im Verhdltnis zu den Eltern und

zu sorgeberechtigten Personen an
die Stellevon §§ 1und 2 die fiir das

Sorgerechts-, Vormundschafts- oder

Pflegschaftsverhéltnis maB3ge-
benden Vorschriften.

(2) Weitergehende Anspriiche der
verletzten Person werden durch
dieses Gesetz nicht beriihrt.

" Ainhalt ‘< mzurick ~weiter— >

Strafvorschriften

Wer einer bestimmten vollstreck-
baren Anordnung nach § 1Abs. 1
Satz1oder 3, jeweils auch in Ver-
bindung mit Abs. 2 Satz 1, zuwider-
handelt, wird mit Freiheitsstrafe bis
zu einem Jahr oder mit Geldstrafe
bestraft. Die Strafbarkeit nach ande-
ren Vorschriften bleibt unberihrt.
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" Ainhalt ‘< mzurick ~weiter— >

Auszug aus dem Buirgerlichen Gesetzbuch

(in der Fassung der Neubekannt-
machung vom 2. Januar 2002
(BGBI. 20021S. 42))

Ehewohnung bei Getrenntleben

(1) Leben die Ehegatten voneinander
getrennt oder will einer von ihnen
getrennt leben, so kann ein Ehegatte
verlangen, dass ihm der andere die
Ehewohnung oder einen Teil zur
alleinigen Benutzung tiberldsst,
soweit dies auch unter Berticksich-
tigung der Belange des anderen
Ehegatten notwendig ist, um eine
unbillige Harte zu vermeiden. Eine
unbillige Harte kann auch dann
gegeben sein, wenn das Wohl von
im Haushaltlebenden Kindern
beeintrédchtigtist. Steht einem
Ehegatten allein oder gemeinsam
mit einem Dritten das Eigentum, das
Erbbaurecht oder der NieBbrauch
an dem Grundstiick zu, auf dem sich
die Ehewohnung befindet, so ist dies
besonders zu berticksichtigen; Ent-
sprechendes gilt fiir das Wohnungs-
eigentum, das Dauerwohnrecht und
das dingliche Wohnrecht.

(2) Hat der Ehegatte, gegen den sich
der Antragrichtet, den anderen Ehe-
gatten widerrechtlich und vorséitz-
lich am Kérper, der Gesundheit oder
der Freiheit verletzt oder mit einer
solchen Verletzung oder der Ver-

letzung des Lebens widerrechtlich
gedroht, istin der Regel die gesamte
Wohnung zur alleinigen Benutzung
zu Uiberlassen. Der Anspruch auf
Wohnungsiiberlassung ist nur dann
ausgeschlossen, wenn keine wei-
teren Verletzungen und widerrecht-
lichen Drohungen zu besorgen sind,
essei denn, dass dem verletzten
Ehegatten das weitere Zusammen-
leben mit dem anderen wegen der
Schwere der Tat nicht zuzumuten ist.

(3) Wurde einem Ehegatten die
Ehewohnung ganz oder zum Teil
uberlassen, so hat der andere alles
zu unterlassen, was geeignet ist, die
Ausiibung dieses Nutzungsrechts

zu erschweren oder zu vereiteln.

Er kann von dem nutzungsberech-
tigten Ehegatten eine Verguitung fir
die Nutzung verlangen, soweit dies
der Billigkeit entspricht.

(4) Istnach der Trennung der Ehe-
gattenim Sinne des § 1567 Abs. 1

ein Ehegatte aus der Ehewohnung
ausgezogen und hat er binnen sechs
Monaten nach seinem Auszug eine
ernstliche Riickkehrabsicht dem
anderen Ehegatten gegentuber nicht
bekundet, so wird unwiderleglich
vermutet, dass er dem in der Ehe-
wohnung verbliebenen Ehegatten
das alleinige Nutzungsrecht tiber-
lassen hat.



Seite 32

A Inhalt < zurick  weiter b

Auszug aus dem Strafgesetzbuch

(in der Fassung des 40. StrAnG
(BGBI. 2007 1 S. 354))

Nachstellung

(1) Wer einem Menschen unbefugt

nachstellt, indem er beharrlich

1. seine rdumliche N&he aufsucht,

2. unter Verwendung von Tele-
kommunikationsmitteln oder
sonstigen Mitteln der Kommuni-
kation oder iber Dritte Kontakt zu
ihm herzustellen versucht,

3. unter missbrauchlicher Verwen-
dung von dessen personenbezo-
genen Daten Bestellungen von
Waren oder Dienstleistungen fiir
ihn aufgibt oder Dritte veranlasst,
mit diesem Kontakt aufzuneh-
men,

4.ihn mit der Verletzung von Leben,
korperlicher Unversehrtheit,
Gesundheit oder Freiheit seiner
selbst oder einer ihm nahe stehen-
den Person bedroht oder

5. eine andere vergleichbare Hand-
lung vornimmt

und dadurch seine Lebensgestal-

tung schwerwiegend beeintrach-

tigt, wird mit Freiheitsstrafe bis

zu drei Jahren oder mit Geldstrafe

bestraft.

(2) Auf Freiheitsstrafe von drei
Monaten bis zu fiinf Jahren ist zu
erkennen, wenn der Téter das Opfer,
einen Angehdorigen des Opfers oder

eine andere dem Opfer nahe stehen-
de Person durch die Tat in die Gefahr
des Todes oder einer schweren
Gesundheitsschddigung bringt.

(3) Verursacht der Téter durch die Tat
den Tod des Opfers, eines Angehori-
gen des Opfers oder einer anderen
dem Opfer nahe stehenden Person,
soistdie Strafe Freiheitsstrafe von
einem Jahr bis zu zehn Jahren.

(4) In den Féllen des Absatzes 1 wird
die Tat nur auf Antrag verfolgt, es sei
denn, dass die Strafverfolgungsbe-
horde wegen des besonderen offent-
lichen Interesses an der Strafver-
folgung ein Einschreiten von Amts
wegen fiir geboten hélt.
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	Wohnungsüberlassung: der Täter/die Täterin geht, die Opfer können bleiben
	Schutzanordnungen
	Welche Beweismittel gibt es?
	Eilschutzanordnungen
	Wie wird die gerichtliche Entscheidung durchgesetzt?
	Was passiert bei Verstößen gegen die gerichtlichen Anordnungen?
	Muss eine Rechtsanwältin oder ein Rechtsanwalt hinzugezogen werden?
	Mitteilungspflichten des Gerichts
	Was ist, wenn Kinder betroffen sind?
	Was bedeuten Anordnungen nach dem Gewaltschutzgesetz für das Sorge- und Umgangsrecht?
	Was ist, wenn Ausländer oder Ausländerinnen betroffen sind?
	Macht das Gewaltschutzgesetz Frauenhäuser überflüssig?
	Wer hilft Ihnen, wenn Sie Opfer häuslicher Gewalt sind?
	Gesetz zum zivilrechtlichen Schutz vor Gewalttaten und Nachstellungen (Gewaltschutzgesetz – GewSchG)
	Auszug aus dem Bürgerlichen Gesetzbuch
	Auszug aus dem Strafgesetzbuch

	Impressum


	Schaltfläche 4: 
	Seite 1: 
	Seite 2: 
	Seite 3: 
	Seite 4: 
	Seite 5: 
	Seite 6: 
	Seite 7: 
	Seite 8: 
	Seite 9: 
	Seite 10: 
	Seite 11: 
	Seite 12: 
	Seite 13: 
	Seite 14: 
	Seite 15: 
	Seite 16: 
	Seite 17: 
	Seite 18: 
	Seite 19: 
	Seite 20: 
	Seite 21: 
	Seite 22: 
	Seite 23: 
	Seite 24: 
	Seite 25: 
	Seite 26: 
	Seite 27: 
	Seite 28: 
	Seite 29: 
	Seite 30: 
	Seite 31: 

	Schaltfläche 5: 
	Seite 1: 
	Seite 2: 
	Seite 3: 
	Seite 4: 
	Seite 5: 
	Seite 6: 
	Seite 7: 
	Seite 8: 
	Seite 9: 
	Seite 10: 
	Seite 11: 
	Seite 12: 
	Seite 13: 
	Seite 14: 
	Seite 15: 
	Seite 16: 
	Seite 17: 
	Seite 18: 
	Seite 19: 
	Seite 20: 
	Seite 21: 
	Seite 22: 
	Seite 23: 
	Seite 24: 
	Seite 25: 
	Seite 26: 
	Seite 27: 
	Seite 28: 
	Seite 29: 
	Seite 30: 
	Seite 31: 

	Schaltfläche 3: 
	Seite 2: 
	Seite 3: 
	Seite 4: 
	Seite 5: 
	Seite 6: 
	Seite 7: 
	Seite 8: 
	Seite 9: 
	Seite 10: 
	Seite 11: 
	Seite 12: 
	Seite 13: 
	Seite 14: 
	Seite 15: 
	Seite 16: 
	Seite 17: 
	Seite 18: 
	Seite 19: 
	Seite 20: 
	Seite 21: 
	Seite 22: 
	Seite 23: 
	Seite 24: 
	Seite 25: 
	Seite 26: 
	Seite 27: 
	Seite 28: 
	Seite 29: 
	Seite 30: 
	Seite 31: 



